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Fleischqualität und Fleischkontrolle 

In den vergangenen Monaten wurde in der Öffentlichkeit mehr-
fach über verdorbene Fleischwaren, sowohl in Österreich wie in 
der Bundesrepublik Deutschland, berichtet. 

Nach diesen Berichten wurden beispielsweise Waren, deren Min-
desthaltbarkeitsdatum abgelaufen war, umgepackt und nach-
datiert oder als angebliche Frischware verkauft. 

In Österreich waren nach Angaben der staatlichen Lebensmittel-
prüfanstalten mehr als ein Drittel der Produkte noch vor dem 
Erreichen des angegebenen Haltbarkeitsdatums zu beanstanden. 

Die Beanstandungsquoten einer Untersuchung der Verbraucher-
zentrale Hamburg sind zwar nicht repräsentativ für das Fleisch-
angebot in der Bundesrepublik Deutschland, da gezielt verdäch-
tige Fleischproben gekauft wurden. Sie machen jedoch deutlich, 

daß der Handel seiner Sorgfaltspflicht nicht im erforderlichen 
Maße nachkommt und gesetzeswidriges Vorgehen nicht nur Ein-
zelfälle sind. Selbst Gütesiegel sind keineswegs Garanten für 
einwandfreie oder besonders hochwertige Ware. 

Im Bericht eines Nachrichtenmagazins werden vergleichbare 
Mißstände, insbesondere Verarbeitung von verdorbenem Fleisch 
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sowie unhygienische Zustände, für den Schlachthofbereich be-

schrieben. Der Bericht beruft sich u. a. auf Beanstandungen von 

EG-Sachverständigen. 

Außerdem werden Verbraucher und Verbraucherinnen verun-

sichert durch Meldungen über illegale Verabreichung von Hor-

monen und anderen Tierarzneimitteln oder Berichte über die 

Rinderseuche BSE und viele in diesem Zusammenhang offene 

Fragen wie die Übertragbarkeit Tier — Mensch oder die Identifi-

zierung der Erkrankung beim lebenden Tier. 

Angesichts der vorliegenden Meldungen ist nicht auszuschließen, 

daß in diesen Bereichen eine erhebliche Grauzone besteht. 

Diese Vorkommnisse sind nicht nur im Hinblick auf den gesund-

heitlichen Verbraucherschutz bedenklich. Zu befürchten sind 

vielmehr auch erhebliche Schäden für die Landwirtschaft und 

gesetzestreue Händler und Verarbeiter, insbesondere durch rück-

läufigen Absatz und Imageverlust. Im gemeinsamen Interesse 

sind daher eine rasche Klärung der Vorwürfe und ein Abstellen 

der Mißstände erforderlich. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Veröffentlichungen der 

letzten Zeit zur Fleischqualität, auch vor dem Hintergrund der 

Vorkommnisse in Österreich, und welche Schlußfolgerungen 

zieht sie daraus? 

Hat die Bundesregierung bereits eigene bundesweite Unter-

suchungen zur Fleischqualität vorgenommen? 

Wenn ja, zu welchen Ergebnissen ist sie gekommen, und wo 

sind sie — für Kontrolleure sowie Verbraucherinnen und Ver-

braucher zugänglich — nachvollziehbar? 

Wenn nein, warum nicht? 

2. Welche Vorschriften bestehen auf EG-, Bundes- und Landes-

ebene in bezug auf Fleisch, Fleischprodukte sowie deren Be-

und Verarbeitung und Kontrolle? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Übersichtlichkeit und 

Effizienz dieses bestehenden Regelungswerkes? 

3. Sind die gegenwärtigen Formen der Bekanntmachung neuer 

Vorschriften nach Auffassung der Bundesregierung geeignet, 

eine unverzügliche Kenntnisnahme durch die Öffentlichkeit 

sicherzustellen, und wie beurteilt sie in diesem Zusammen-

hang Beschwerden über verspätete Information aus Kreisen 

der Lebensmittelkontrolleure? 

4. Welche Konsequenzen ergeben sich aus Sicht der Bundes-

regierung für die Aus- und Weiterbildung der Lebensmittel-

kontrolleure, um eine umfassende Kenntnis der Lebensmittel-

kontrolleure über die lebensmittelrelevanten Vorschriften zu 

gewährleisten? 

5. Ist die Sachkenntnis des Fachpersonals im Handel über die 

lebensmittelrechtlichen Vorschriften nach Auffassung der 
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Bundesregierung ausreichend, bzw. durch welche Maßnah-
men können ausreichende Fachkenntnisse in diesem Bereich 
sichergestellt werden? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Gesetzes-
verstößen im Fleischbereich entgegenzuwirken durch verbes-
serte Orientierungsmöglichkeiten der Verbraucherinnen und 
Verbraucher wie 

— Kennzeichnung, u. a. Angabe des Herkunftsgebietes, 

— gesonderte Kennzeichnung von Waren mit einem abgelau-
fenen Mindesthaltbarkeitsdatum, um Kundinnen und Kun-
den das Erfordernis einer besonderen Sorgfaltspflicht zu 
signalisieren? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es im Interesse 

der deutschen Landwirtschaft liegt, einen hohen Qualitäts-
standard anzubieten und zu garantieren? 

Wenn ja, wie sollte nach Ansicht der Bundesregierung sicher-
gestellt werden, daß die Anforderungen und Kriterien für die 
Auszeichnung, z. B. Gütesiegel, auf allen Stufen von Produk-
tion und Handel eingehalten werden und ein Zusammenhang 
mit einem überdurchschnittlichen Qualitätsstandard gewähr-
leistet ist? 

8. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß Verbraucher-
täuschungen, z. B. durch Rotlichtlampen oder getönte Schei-
ben,  verhindert werden? 

9. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Produzen-
ten und Handel verstärkt in die Verantwortung zu nehmen, 
z. B. durch eine Ausweitung der Produkthaftung auf nicht 
verarbeitete Lebensmittel oder eine Verpflichtung der Anbie-
ter (Erzeuger, Hersteller und Handel) zur öffentlichen War-
nung und ggf. Rückholung von Produkten? 

Welche Modalitäten für Warnung und Rückholung sollten 
dabei vorgesehen werden? 

10. Welche Möglichkeiten einer verbesserten Haftung des Han-
dels, sowohl gegenüber den Endverbraucherinnen und End-
verbrauchern wie auch dem Produzenten, sieht die Bundes-
regierung? 

11. Inwieweit ist auch die Auflösung kommunaler Schlachthöfe 
und der Konzentrationsprozeß im Schlachthofsektor Mitverur-
sacher dafür, daß Fleisch in hygienisch zu beanstandendem 
Zustand in den Handel kommt? 

12. Inwieweit ist die zunehmende Konzentration und die Mono-

polstellung im Lebensmittelgroßhandel Mitverursacher für die 
zu beanstandenden Fleischqualitäten? 

13. Welche Vorkehrungen plant die Bundesregierung im Rahmen 
der Umsetzung der Produktsicherheits-Richtlinie, die geeignet 
sind, derartige Verstöße zu verhindern? 

14. Hält es die Bundesregierung angesichts der aufgedeckten 
Mißstände für angemessen, daß die Kennzeichnung mit dem 
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Verbrauchsdatum im deutschen Recht nur für Hackfleisch und 
frisches Geflügelfleisch verbindlich vorgeschrieben ist und es 
ansonsten in das Ermessen des Herstellers, Verarbeiters odèr 
Handels gestellt ist, ob er ein Produkt als mikrobiologisch 
empfindlich einstuft und daher mit dem Verbrauchsdatum 

kennzeichnen muß? 

15. Welche Informationen liegen der Bundesregierung vor über 
die Häufigkeit (absolut und prozentual) von Kontrollen und 
Beanstandungsquoten im Schlachthofbereich und Fleischhan-
del sowie bei der industriellen Fleischverarbeitung nach Bun-
desländern, und wie beurteilt sie ggf. vorhandene regionale 

und sektorale Unterschiede? 

16. Hält die Bundesregierung den Ausbau eines Informations-
Übermittlungssystems zwischen den Überwachungsbehörden 
der Länder und ggf. einer zentralen Kontroll- und Melde-

behörde für notwendig? 

Wenn ja, wie soll dies realisiert werden? 

Wenn nein, welche Gründe sprechen dagegen? 

17. Welche Möglichkeiten zur Verbesserung der Lebensmittel-
kontrolle sieht die Bundesregierung, z. B. durch Schaffung 
einheitlicher Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Grundlage der „Entschließung des Bun-
desrates zur Richtlinie des Rates 89/397/EWG vom 14. Juni 
1989 über die amtliche Lebensmittelüberwachung" (BR-
Drucksache 150/92 vom 15. Mai 1992), und welche Schritte 
hat sie bisher zur Umsetzung der Richtlinie ergriffen? 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen, Jahres-
berichte der Untersuchungsämter generell öffentlich zugängig 
zu machen und anerkannten Verbraucherverbänden Ein-
sichtsrecht in Untersuchungsberichte zu gewähren? 

19. Welche Möglichkeiten und Ansätze sieht die Bundesregie-
rung, durch eine verstärkte Ziehung von Verdachtsproben 
Mißständen im Fleischbereich entgegenzuwirken? 

20. Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusammenhang mit der 
geplanten Änderung der Ladenschlußzeiten die Möglichkei-
ten, den für eine effiziente Kontrolle erforderlichen Mehr-
bedarf aufgrund verlängerter Öffnungszeiten im Sinne der 
Volksgesundheit zu gewährleisten? 

21. Inwieweit wird durch die Kontrolle des Transports von Fleisch 
die Einhaltung der Vorschriften, insbesondere in bezug auf 
Temperaturen ( „Kühlketten"), gewährleistet, und wie beur-
teilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und Lebensmittelkontrolle? 

22. Wo, wann und wie erfolgt eine Kontrolle von Importfleisch aus 
Drittländern, und wie beurteilt die Bundesregierung die Effi-

zienz dieser Kontrollen? 

Welche ergänzenden Maßnahmen hält sie gegebenenfalls für 

erforderlich? 
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23. Welche Maßnahmen sind nach Auffassung der Bundesregie-
rung vorzunehmen, z. B. im Forschungs-, Analyse-, Kontroll-
bereich oder hinsichtlich der Einfuhr, um im Hinblick auf die 
Rinderseuche BSE die Vielzahl offener Fragen zu klären und 
den Gesundheitsschutz sicherzustellen? 

Wie können beispielsweise Lebensmittelkontrolleure instand 
gesetzt werden, Kälber aus einem Land, in dem die Seuche 
aufgetreten ist und die älter als sechs Monate sind bzw. Pro-
dukte daraus, zu identifizieren und damit aussondern zu 
können? 

24. Welche Informationen liegen der Bundesregierung über die 
Kontrolle von Exportfleisch in andere Länder vor, und hält sie 
diese für ausreichend? 

25. Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusammenhang mit den 
Meldungen über verdorbene Fleischwaren den Beschluß des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages vom 
22. Oktober 1993, wonach die für 1994 im Haushalt des Bun-
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
für die Aufklärung der Verbraucher (Titelgruppe 01 Titel 
684 24 - 539) ursprünglich eingestellten Mittel um 500 000 DM 

gekürzt werden sollen, und die Bundesregierung aufgefordert 
wird sicherzustellen, daß spätestens ab 1995 die Ausgaben des 
Bundes die Finanzierungsanteile der jeweiligen Bundesländer 
nicht übersteigen? 

26. Teilt sie die Einschätzung, daß dieser Beschluß die Gefahr in 
sich birgt, daß dies aufgrund der engen finanziellen Spiel-
räume in einigen Ländern zu einer Einschränkung der Ernäh-

rungsberatung insbesondere bei den Verbraucherzentralen 
führen wird? 

Wie beurteilt sie dies, auch im Zusammenhang mit immer 

wiederkehrenden Mißständen im Fleischsektor, bei denen die 
Verbraucherzentralen wichtige und notwendige Aufklärungs-
arbeit leisten sowie die Interessen der Verbraucher im Hin-

blick auf den gesundheitlichen Verbraucherschutz und Schutz 
vor Täuschung und Irreführung vertreten? 

27. Welche Auswirkungen haben derartige Kürzungsbeschlüsse 
im Lebensmittelbereich nach Ansicht der Bundesregierung 
auf die Motivation von Lebensmittelkontrolleuren, Verstöße 
gegen das Lebensmittelrecht bis hin zu kriminellen Machen-
schaften aufzudecken? 

28. Wie viele Verfahren wegen Verstoßes gegen lebensmittel-
rechtliche Vorschriften für Fleisch waren in den vergangenen 
fünf Jahren anhängig, und welche Konsequenzen haben sich 
daraus für die Angeklagten ergeben? 

29. Ist der Bundesregierung bekannt, ob, in wie vielen Fällen und 
durch welche Staatsanwaltschaften bereits in Zusammenhang 
mit den unlängst bekanntgewordenen Verstößen gegen das 
Lebensmittelrecht ermittelt wird? 

30. Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung des Bundes-
verbandes der Lebensmittelkontrolleure, Schwerpunktstaats- 
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anwaltschaften für Verstöße gegen das Lebensmittelrecht ein-

zurichten? 

31. Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
Vorfälle im Fleischbereich eine Verschärfung der Sanktionen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Verschär-
fung dahin gehend vorgenommen werden sollte, daß Gesund-
heitsgefährdungen der Verbraucherinnen und Verbraucher 
als Straftatbestand und nicht als Ordnungswidrigkeit geahn-

det werden sollten? 

32. In welchem Umfang sind nach Auffassung der Bundesregie-
rung Rückforderungen der Krankenkassen auf der Grundlage 
des Gesundheitsstrukturgesetzes in bezug auf die bekannt-

gewordenen Fleischskandale zu erwarten. 

Bonn, den 2. November 1993 
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